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ANKFURTER INSTITUT 
Argumente zur Wirtschaftspolitik 
Nr 11/April 1987 

Flexibilität in der Arbeitswelt 

In welchem Umfang und auf welche 
Weise Flexibilität künftig die Arbeits­
welt prägt und auch die Arbeitszeit 
gestalten hilft, berührt alle am Wirt­
schaftsleben Beteiligten auf direkte 
Weise. 

Flexibilisierung war unter anderem 
Gegenstand der Bad Homburger 
Spitzenübereinkunft für die metall­
verarbeitende Industrie vom 
22. April 1987. Sie spielte in den sich 
anschließenden regionalen Verhand­
lungen über die Ausfüllung des vor­
geschlagenen Rahmens eine ent­
scheidende Rolle und wird auf der 
Ebene der Betriebsvereinbarungen 
für lange Zeit ein zentrales Thema 
sein. 

Noch 1984 wurde die Diskussion um 
kürzere aber flexibel gehaltene Ar­
beitszeiten im Stil ideologischer 
Glaubenskriege geführt, obwohl ge­
rade dieser Problembereich ver­
nunftbestimmte, sachbezogene Lö­
sungen fordert, die den Interessen 
aller Beteiligten gerecht werden und 
unsere Wirtschaftskraft als Quelle 
allgemeinen Wohlstands sichern hel-

|fen. Ein genauerer Blick auf Entwick­
lung und Zusammenhänge dieses 
Problembereiches macht das deut­
lich und zeigt auf, in welche Richtung 
künftig zu gehen sein wird. 

Die Diskussion um Länge, Zuschnitt 
und Ausgestaltung der Arbeitszeit ist 
nicht neu. Die Regulierung zunächst 
des täglichen, dann des wöchentli­
chen Arbeitspensums und später der 
Lebensarbeitszeit ist Bestandteil un­
serer Wirtschafts- und Sozialge­
schichte. Insbesondere die Festle­
gung einer maximalen Länge des Ar­
beitstages - zunächst nur für Min­
derjährige und Frauen - zählt zu den 
allerersten Eingriffen des Staates in 
den bis dahin weitgehend freien Ar­
beitsmarkt nach Beginn der Indu­
strialisierung. Ursprüngliche Absicht 
war der Schutz der Gesundheit be­
stimmter Gruppen von Arbeitneh­
mern. Die schließlich erzielten ge­

samtwirtschaftlichen Effekte gingen 
jedoch weit darüber hinaus: Das Ver­
bot der Kinderarbeit etwa hat sich 
nicht nur positiv auf Gesundheit und 
Lebenserwartung ausgewirkt. Es hat 
darüber hinaus das Angebot am Ar­
beitsmarkt verringert den Druck auf 
die Löhne gedämpft und damit wirt­
schaftliche Rahmenbedingungen 
entscheidend verändert. 

Weitere Arbeitszeitverkürzung 
erzwingt mehr Flexibilität 

Die Arbeitszeitpolitik der Gegenwart 
ist hingegen von anderer Qualität als 
die der frühen Industrialisierungs­
phase des 19. Jahrhunderts. Sie 
steht schon längst nicht mehr vor­
rangig im Dienste außerökonomi­
scher Ziele, sondern ist zu einem un­
ter vielen anderen Parametern der 
Tarifpolitik geworden. Damit ist sie 
auch der elementaren Regel unter­
worfen, die für den einzelnen, den 
Betrieb und die gesamte Volkswirt­

schaft gilt: Wenn wir weniger arbei­
ten und dafür dennoch das gleiche 
oder noch mehr verdienen wollen, 
müssen wir produktiver werden als 
bisher. Flexibilität der Arbeitszeit und 
Arbeitsgestaltung könnte ein Schlüs­
sel dazu sein. 

Schon heute: 
Kürzeste Jahresarbeitszeit 
für deutsche Industriearbeiter 

Aufschlußreich ist die Entwicklung 
der Arbeitszeit in den ersten drei 
Jahrzehnten nach Gründung der 
Bundesrepublik mitsamt den da­
durch ausgelösten Reaktionen. Im 
Verlauf dieser rund 30 Jahre ging die 
Arbeitszeit in allen Erscheinungsfor­
men, der Tages-, der Wochen-, der 
jährlichen und der Lebensarbeitszeit 
pro Jahr durchschnittlich um fast ein 
Prozent zurück. So erfolgte von 1956 
bis 1974 zunächst in der Metall- und 
Druckindustrie und dann in allen üb­
rigen Branchen der schrittweise 

Internationaler Vergleich der tariflichen Jahressollarbeitszeit1) für Arbeiter 
des verarbeitenden Gewerbes (Stand 1.11.1986) 
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1) Ausgangsbasis: 261 potentielle Arbeitstage 2) durchschnittlich geleistete Jahresarbeitszeit 1985 

Quellen: Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände aufgrund von Informationen der europäischen Schwester­
organisationen; US-Bureau of Labor Statistics; Japan Labor Bulletin May 1986 
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Übergang von der 48- zur 40-Stun-
denwoche. Dabei wurde in der Regel 
immer nur ein Teil des jeweils er­
reichten Zuwachses an verteilbarer 
Produktivität in zusätzliche Freizeit 
umgesetzt, so daß auch noch Raum 
für Lohnerhöhungen blieb. 

Das Ergebnis dieser von den Tarif­
parteien gestalteten und von einer 
leistungsfähigen Wirtschaft getrage­
nen Entwicklung kann sich sehen 
lassen. Heute hat der deutsche Ar­
beiter des verarbeitenden Gewerbes 
- im Vergleich zu seinen Kollegen in 
19 anderen westl ichen Industriestaa­
ten - mit durchschnitt l ich 1708 Stun­
den die kürzeste tarif l iche Jahressoll­
arbeitszeit (siehe Seite 1). Als näch­
stes folgen die niederländischen In­
dustriearbeiter mit 1740 Stunden 
und die belgischen mit 1748 Stun­
den. Doch schon sie mußten laut Ta­
rifvertrag 32 bis 40 Stunden pro Jahr 
mehr arbeiten als ihre deutschen 
Kollegen. Mit dem Eintritt Portugals 
in die Europäische Gemeinschaft am 
I .Januar 1986 hat sich die Bandbrei­
te der tarif l ichen Jahresarbeitszeit 
innerhalb der EG sogar verdoppelt . 
Die Arbeitszeit des portugiesischen 
Facharbeiters addiert sich gegen­
über seinem deutschen Kollegen zu 
einem Mehr von 40 Arbeitstagen pro 
Jahr. 

Arbeitszeitverkürzung: Folgen der 
40-Stunden-Woche 

Daß Arbeitszeit allerdings nicht in 
beliebigen Umfang gekürzt werden 
kann, ohne daß es zu Produktivitäts­
und damit Wohlstandseinbußen 
kommt, wurde bei Einführung der 
40-Stunden-Woche deutl ich. Schon 
damals galt: Um die immer teurer 
werdenden Maschinen und Anlagen 
besser nutzen zu können, müssen 
deren Betriebszeiten von der immer 
kürzer werdenden menschlichen Ar­
beitszeit abgekoppelt werden. Die 
Maschinen müssen ausgenutzt wer­
den, nicht die Menschen. Um das zu 
erreichen, wurden in den Unterneh­
men verschiedene Wege einge­
schlagen: 

Durchschnittliche Wochenarbeitszeit im internationalen Vergleich 
in Stunden 
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^ teilweise weniger als 38 Wochenstunden 
2) industrieller Durchschnitt und in Verbindung mit flexibler Arbeitszeit 

Quellen: Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände aufgrund von Informationen der europäischen Schwester­
organisationen; US-Bureau of Labor Statistics. 
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Quellen: wie oberes Schaubild 

Schichtarbeit: Von 1960 bis 1970 
stieg der Antei l der Schichtarbei­
ter im verarbeitenden Gewerbe 
von rund 14 Prozent auf 20 Pro­
zent. 1984 waren 34,5 Prozent der 
Arbei tnehmer in Mehrschichtbe­
tr ieben beschäftigt. 

Teilzeitbeschäftigung: Zwischen 
1960 und 1975 stieg die Quote der 
Teilzeitbeschäftigten von rund 4 
auf rund 12 Prozent, die Zahl der 
Teilzeitkräfte nahm von etwa 
781000 auf fast 2,6 Mi l l ionen zu. 
1985 gab es rund 3 Mi l l ionen Ar­
beitnehmer oder knapp 14 Pro­
zent, die in der Woche weniger als 
37 Stunden arbeiteten. 

• Gleitzeit: Um individuelle Arbeits­
zeit und Betriebszeit beweglicher 
miteinander zu koppeln, breitete 
sich seit den 60er Jahren die Gleit­
zeit aus, bei der Arbeitsbeginn und 
-ende um eine festgeschriebene 
Kernzeit herum gewählt werden 
können. 1972 betrug der Antei l der 
Arbei tnehmer mit Gleitzeit an 
allen abhängig Beschäftigten be­
reits rund 6 Prozent. 

• Überstunden: Wurden im Jahr 
1960 lediglich 95 Überstunden pro 
Jahr und Beschäftigten geleistet, 
so lag die Zahl der Überstunden 
pro Arbei tnehmer und Jahr 1970 
bereits bei 157 und hatte damit 
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ihren höchsten Stand erreicht. 
1985 betrug die Zahl der Über­
stunden pro Arbei tnehmer ledig­
lich 67 Stunden. 

Die auf diesen Wegen beschrittene 
Abkoppelung der individuel len Ar­
beitszeit von der Betriebszeit hat an­
dererseits beträchtliche Mehrkosten 
verursacht. Abgesehen davon, daß 
die Arbeitszeitverkürzung auf 40 
Stunden bei vo l lem Lohnausgleich 
verkraftet werden mußte, entstan­
den bei vielen Betrieben zusätzliche 

\ Kosten aufgrund 

- der Organisation für die Einfüh­
rung und Auswei tung der Schicht­
arbeit bzw. der Teilzeitarbeitsplät­
ze sowie 

- der beträchtl ichen Zuschläge für 
Überstunden und Schichtarbeit in 
den Abend-, Nacht- und Wochen­
endstunden. 

Die 38,5-Stunden-Woche 

Dennoch galt bis 1984, abgesehen 
von den Gleitzeitregelungen, das 
klassische „Str ickmuster" von 1x8 , 
2 x 8 , 3 x 8 oder 2 x 4 Arbeitsstunden 
pro Tag. Erst mit dem Manteltarifver-

ktrag von 1984 (siehe Kasten) wurde 
"d ie Identität von individueller Ar­

beitszeit und Betriebsnutzungszeit 
aufgehoben. 

Mehrere Gründe waren dafür aus­
schlaggebend: 
- der rapide ansteigende Investi­

t ionsaufwand für jeden Arbeits­
platz 

- der Mangel an geeigneten Fach­
kräften auf dem Arbeitsmarkt 

- der zunehmende Wunsch der Ar­
beitnehmer nach individueller Ge­
staltung ihrer Arbeitszeit 

- die schwankende Nachfrage mit 
kostentreibender Lagerhaltung 

- die Wettbewerbsvortei le der f lexi­
bleren ausländischen Konkurrenz. 

Unternehmen und Mitarbeiter stan­
den damit vor der Aufgabe, die be­
tr ieblich benötigte Arbeitszeit mit 
den individuell angebotenen Zeiten 
in Einklang zu bringen. Dieser Auf­

Grundregeln der tariflichen Arbeitszeitordnung (Tarifvertrag vom 1. 4.1985) 

Neben der Festlegung des Lohnausgleichs für die Arbeitszeitverkürzung um 
1,5 auf 38,5 Stunden pro Woche enthielt der am I .Apr i l 1985 in Kraft getretene 
Tarifvertrag der Metall industrie Regelungen über die Verteilung der Arbeitszeit. 

Regelbereich 1: Arbeitszeitdauer 

1. Die tarifliche Wochenarbeitszeit 
beträgt im Durchschnitt aller vol l ­
zeitbeschäftigten Arbeitnehmer 
ohne Pausen 38,5 Stunden. 

2. Bezogen auf diesen Durchschnitt 
kann die individuelle wöchent l i ­
che Arbeitszeit unter Berücksich­
t igung betrieblicher Bedürfnisse 
zwischen 37 und 40 Stunden fest­
gesetzt werden. Diese Spanne 
kann für Teile des Betriebes, Ar­
beitnehmergruppen oder einzelne 
Arbeitnehmer genutzt werden, 
wobei im Durchschnitt des Be­
triebes je Vollzeit-Kraft die 38,5 
Stunden erreicht werden müs­
sen. (Siehe Beispiele Arbeitszeit-
Differenzierung). 

Regelbereich 2: Verteilung der indivi­
duellen regelmäßigen Arbeitszeit 

Die individuelle regelmäßige Wo­
chenarbeitszeit muß (spätestens) im 
Durchschnitt von zwei Monaten er­
reicht werden. Innerhalb dieser 
Spanne von zwei Monaten kann die 
Arbeitszeit ungleichmäßig verteilt 
sein. Beispiel: Wenn der Durch­
schnittswert erfüllt ist, können in 
einer 40-Stunden-Abteilung in be­
st immten Wochen 48 Stunden gear­

beitet werden und in einer entspre­
chenden Wochenzahl nur 32 Stun­
den, ohne daß dadurch Mehrarbeit 
ausgelöst w i rd . 

Regelbereich 3: Zeitausgleich durch 
freie Tage 

Die Entkoppelung von Betriebszeit 
und individueller Arbeitszeit führt 
automatisch zu Arbeitszeitdifferen­
zen. Da die Laufzeit der Maschinen in 
der Regel länger sein wi rd als die 
individuelle Arbeitszeit, treten Ar­
beitszeitüberschüsse auf, die durch 
freie Tage ausgeglichen werden 
können. Beispiel: Beträgt die Pro­
duktionszeit eines Betriebes 40 
Stunden, die individuelle Arbeitszeit 
der Arbeitnehmer aber weniger, so 
kann der sich aufsummierende Ar­
beitszeitüberschuß durch freie Tage 
ausgeglichen werden. 

Regelbereich 4: Mehrarbeit 

Die Einführung einer Spanne von 37 
bis 40 Stunden wöchentl icher Ar­
beitszeit erfordert eine Neudefini­
t ion der Teilzeitarbeit und der Mehr­
arbeit (Überstunden). Danach ist für 
einen Arbeitnehmer mit einer ver­
einbarten Wochenarbeitszeit von 37 
Stunden die geleistete 38. Stunde 
Zuschlagspflichtige Mehrarbeit. 

Beispiele der Arbeitszeit-Differenzierung 

Es arbeiten 

40 Std. 

schwer 
ersetzbare 
Fachkräfte 
und Spezia­
listen in 
Forschung, 
Entwick­
lung, Kon­
struktion 

in Firma A: 

38,5 Std. 

alle übrigen 
Mitarbeiter 
in Produk­
tion und 
Verwaltung 

37 Std. 

ältere, 
gesundheit­
lich beein­
trächtigte 
und 
besonders 
belastete 
Arbeit­
nehmer 

Betriebsdurchschnitt = 38,5 Stunden 

Es arbeiten 

40 Std. 

Arbeit-
nehmeran 
kapital­
intensiven 
Anlagen 
(z.B.CNC, 
CAD) 

in Firma B: 

38,5 Std. 

alle übrigen 
Mitarbeiter 

37 Std. 

Arbeit­
nehmer 
mit dem 
Wunsch 
nach einer 
kürzeren 
Arbeitszeit 

Betriebsdurchschnitt = 38,5 Stunden 
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gäbe sind sie auf unterschiedliche 
Weise nachgekommen, wie eine 
Umfrage der Arbeitgebervereini­
gung Gesamtmetair) zeigt: 

• Häufigste Reaktionsform war die 
Beibehaltung der bisherigen Be­
triebszeit mit einem zu freien Ta­
gen gebündelten Zeitausgleich für 
die Arbeitnehmer. Rund 40 Pro­
zent der zum Geltungsbereich des 
Tarifvertrags gehörenden Betriebe 
haben so reagiert. 

• Als zweithäufigste Reaktion wurde 
die tägliche Arbeitszeit verkürzt. 
Das traf 1985 auf insgesamt 34 
Prozent der MetaIIbetriebe zu. 

• 28 Prozent der befragten Betriebe 
haben die Arbeitszeitverkürzung 
ausschließlich „wochennah" um­
gesetzt, häufig in Form eines vor­
gezogenen Arbeitsendes am 
Freitag. 

Zusätzlich hat ein Teil der Metallbe­
triebe mit einer Ausweitung der Teil­
zeitarbeit reagiert. 

17 Prozent aller Betriebe des Metall­
bereichs haben 1985/86 die nach 
dem Tarifvertrag mögliche Arbeits­
zeitdifferenzierung tatsächlich einge­
führt: Davon sind 6 bis 7 Prozent 
aller Metallarbeitnehmer betroffen, 
wobei nahezu die Hälfte von ihnen 
weiterhin 40 Stunden in der Woche 
arbeiten. 

Insgesamt zeugen die hier skizzier­
ten Reaktionen weniger von Beweg­
lichkeit und Innovation als von der 
Suche nach möglichst leicht zu ver­
waltenden Lösungen. Das ist nicht 
verwunderlich, denn 

- Klein- und Mittelbetriebe sind 
kaum in der Lage, die komplizier­
ten Regelungen der Zeitgestaltung 
ohne erheblich größeren admini­
strativen Aufwand zu bewältigen, 

- Großbetrieben ist der bisher im 
Tarifvertrag zugestandene Flexibi-

1) Befragung von über 5000 Betrieben der Metall­
industrie, Frühjahr 1985. Ein Teil der Betriebe hat 
mehr als eine Möglichkeit : 

lisierungszeitraum meist zu ge­
ring, um eine optimale Verzah­
nung von Betriebszeit und indivi­
dueller Arbeitszeit zu erreichen. 

Ein solcher Zustand verleitet zur Um­
gehung des komplizierten tarifver­
traglichen Regelsystems. Unterneh­
men versuchen, oft zusammen mit 
ihren Beschäftigten, die Betriebszeit 
des Maschinenparks flexibler zu ge­
stalten, indem sie eigene Personal-
Leasing-Gesellschaften gründen und 
entsprechend einsetzen (siehe Bei­
spiel). Andere Arbeitnehmer, insbe­
sondere höher qualifizierte und älte­
re Kräfte, weichen, um dem Regime 
der starren Arbeitszeiten zu entge­
hen, in die Schattenwirtschaft aus. 

Beispiel einer Umgehung: 
Gründung einer 
Personal-Leasing-Gesellschaft 

Aufgrund der 38,5-Stunden-
Woche schließt eine Maschinen­
fabrik am Freitag um 13.00 Uhr. 
Um auf Nachfragespitzen flexibel 
reagieren zu können, gründet sie 
eine neue selbständige Firma. In 
ihr sind Mitarbeiter des bisheri­
gen Unternehmens in freiberufli­
cher Tätigkeit beschäftigt (maxi­
mal 410,-DM/Monat). Ihre An­
stellungsverträge werden dahin­
gehend verändert, daß sie eine 
Nebentätigkeit im neuen Betrieb 
in der Freizeit gestatten. Tätig­
keitsgebiet der neuen Firma: Be­
dienung der Maschinen der alten 
Firma zu Zeiten, in denen sonst 
Überstunden erforderlich waren 
bzw. an Freitagen und Sams­
tagen. 

Die künftige 37-Stunden-Woche 

Die Bad Homburger Spitzenüberein­
kunft für die Metallindustrie vom 
April 1987, die während ihrer drei­
jährigen Laufzeit bis zum 31. März 
1990 eine schrittweise Verkürzung 
der Arbeitszeit auf 37 Stunden emp­

fiehlt, hat die bisherigen Flexibilisie­
rungsmöglichkeiten in zwei Punkten 
moderat ausgebaut: 

- Der Ausgleichszeitraum wurde 
von zwei auf sechs Monate erwei­
tert, wobei Beginn und Ende durch 
Betriebsvereinbarungen zu regeln 
sind. 

- Bei Ausgleich durch freie Tage be­
steht die Möglichkeit der Bünde­
lung bis zu fünf freien Tagen inner­
halb des Ausgleichszeitraums. 

Andererseits wurde der Rahmen, in­
nerhalb dessen Arbeitsgruppen wö­
chentlich differenziert arbeiten kön­
nen, der allgemeinen Arbeitszeitver­
kürzung entsprechend von 3 auf 2,5 
Stunden reduziert. 

Das sind insgesamt immer noch sehr 
eingeschränkte Möglichkeiten einer 
Flexibilisierung. Immerhin ist diese 
damit als Instrument zur besseren 
Betriebsnutzung anerkannt. Arbeit­
geber wie Arbeitnehmer dieser Bran­
che können sich auf längere Sicht 
darauf einstellen und über Betriebs­
vereinbarungen Einzelheiten regeln. 
Das dürfte auch seine Wirkung auf 
andere Branchen nicht verfehlen. 

Neue Arbeitsplätze am ehesten über ( 
Flexibilisierung 

Nicht aus der Welt geschafft ist da­
mit allerdings die von Gewerk­
schaftsseite immer noch propagierte 
Vorstellung, forcierte Arbeitszeitver­
kürzungen mit vollem Lohnausgleich 
könnten in nennenswertem Umfang 
neue Arbeitsplätze schaffen. Dahin­
ter steht die irrige Vorstellung, es 
gäbe ein feststehendes Kontingent 
benötigter Arbeit, das nur gleichmä­
ßig auf alle verteilt werden müsse. 
Der eigentliche Grund für die Ar­
beitslosigkeit, die im Verhältnis zur 
Produktivität zu stark gestiegenen 
Arbeitskosten, wird dabei verkannt 
oder geleugnet. 

Gegenüber diesem Trugschluß, der 
aus einer mangelnden Gesamtschau 
der Zusammenhänge herrührt, ist 
festzuhalten: Eine immer weitere 
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schematische Herabsetzung der Ar­
beitszeit bei vollem Lohnausgleich 
führt zu einer Minderauslastung der 
Kapazitäten und erhöht damit die Ka­
pitalkosten je Produkteinheit. Dies 
erhöht tendenziell eher die Arbeitslo­
sigkeit. 

Anders sieht es allenfalls dann aus, 
wenn gleichzeitig mit der Verkürzung 
der Arbeitszeit auch eine Flexibilisie­
rung der individuellen Arbeitszeiten 
zugelassen wird und auf diese Weise 
der Rückgang der zeitlichen Ausla-

I stung der Anlagen verhindert wird. 
Dann steigen die Kapitalkosten nicht. 
So wird es wahrscheinlicher, daß bei 
gleichbleibender Betriebszeit die 
Zahl der Arbeitsplätze vermehrt wird 
infolge der Umorganisation indivi­
dueller Arbeitszeiten bei gleichzeiti­
ger genereller Arbeitszeitverkür­
zung. Mindestens ein Teil der so ver­
mehrten Arbeitsplätze wird durch 
Neueinstellungen besetzt werden -
vorausgesetzt, die Struktur des ver­
fügbaren Angebots an Arbeitskräf­
ten paßt zur Qualifikationsstruktur 
der gesuchten Arbeitskräfte. 

Je mehr es in den jetzt anstehenden 
Regionalverhandlungen gelingt, die 
infolge von Arbeitszeitverkürzungen 
drohende Minderauslastung der Ka­

pazitäten mit Hilfe der Flexibilisie­
r u n g individueller Arbeitszeiten zu 
vermeiden, desto größer sind die Be­
schäftigungsimpulse. 

Flexibilisierung statt Starrheit 

Es muß sich dabei jedoch um eine 
Flexibilisierung handeln, die den Na­
men wirklich verdient. Sie muß aus­
gerichtet sein an 

- den betrieblichen Notwendigkei­
ten, insbesondere der größtmögli­
chen Ausnutzung der Kapazitäten, 
weil eine Industriegesellschaft 
letztlich davon abhängt und 

- den realen Wünschen der arbei­
tenden Menschen, die ihre Ar­
beitszeit selbst auffächern wollen. 

Nicht immer stimmen persönliche 
Wünsche und betriebliche Notwen-

Ständig kostspieligere Kapitalausstattung je Erwerbstätigen 
Wiederbeschaffungspreise in 1000 DM 

Jahr 

1960 

1970 

1975 

1980 

1985 

19,7 

49,8 

89,0 

131,9 

Quelle: Statistisches Bundesamt, IW-Berechnungen 

181,0 

digkeiten überein. Manche möchten 
gerade dann nicht arbeiten, wenn 
der Betrieb sie am meisten braucht. 
Andere springen gerne in die Bre­
sche. Der daraus resultierende Lohn­
abstand zwischen bequemen und 
unbequemen Arbeitszeiten wird am 
einfachsten und gerechtesten über 
den Markt geregelt. 

Bundesrepublik: Schlußlicht der 
Flexibilisierung international 

Bis dahin freilich ist es noch ein 
ganzes Stück Weges, das man im 
Ausland schon längst gegangen ist. 
Unter allen führenden Ländern der 
Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) hat die Bundesrepublik im­
mer noch die geringste Arbeits­
marktflexibilität. 

Ganz vorne liegen Frankreich und 
Belgien. Nur am Wochenende zu ar­
beiten und die Woche über frei zu 
haben, das wird bisher nur dort in 
nennenswertem Umfang praktiziert. 
Das Verfahren, Arbeitszeitüber­
schüsse durch freie Tage oder freie 
Wochen auszugleichen, ist in allen 
europäischen Ländern bekannt. 
Beim Freizeitausgleich am weitesten 
fortgeschritten sind die Niederlän­
der. Dort enthält die vereinbarte 
Jahresarbeitszeit Freizeitblocks von 

26 halben Tagen. Die Lage der Blocks 
wird zwischen Arbeitgeber und Mit­
arbeiter oder Betriebsrat ausgehan­
delt. Betriebliche Erfordernisse wer­
den dabei berücksichtigt. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, über 
die flexible Gestaltung der Arbeits­
zeit im Rahmen des vereinbarten 
Jahresarbeitspensums Mehrarbeit 
zu leisten. Der dann fällige Freizeit­
ausgleich kann von den Mitarbeitern 
nach den Bedürfnissen der Produk­
tion genommen werden. 

Dank solcher Arbeitszeitgestaltung 
kann die ausländische Konkurrenz 
auf Schwankungen in der Nachfrage 
besser reagieren und eine höhere 
Nutzung der Prduktionsanlagen er­
reichen. 

Daß es auch in der Bundesrepublik 
schon möglich war, ein höheres Maß 
an Flexibilität zu erreichen, zeigt das 
Beispiel des Volkswagenwerks. In 
dem dortigen Haustarif wurde schon 
1984 ein Ausgleichszeitraum von 
sechs Monaten vereinbart. 

Die IG-Chemie hat sich in diesen Wo­
chen sogar für eine mit „Eckpfeilern" 
versehene Jahresarbeitszeit aus­
gesprochen, die Arbeitgebern wie 
Arbeitnehmern ihre Dispositionen 
beträchtlich erleichtern könnte. 
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Dahinter steht die Erkenntnis: Es 
können nicht alle Betriebe in das 
gleiche Korsett gezwängt werden. 
Tarifvertragliche Regelungen für 
eine gesamte Branche sind zumal 
dann problematisch, wenn sie Rah­
men und Modalitäten der in Aussicht 
genommenen Flexibilisierung bis ins 
einzelne festschreiben. Soll Fexibili-
sierung wirklich ernst gemeint sein, 
muß Raum für die Belange des ein­
zelnen Betriebes bleiben, dessen Ar­
beitsbedingungen überschaubar 
sind und wo sichergestellt werden 
kann, daß für alle Seiten zumutbare 
Regelungen ausgemacht werden. 

Die Tarifparteien müssen deshalb 
der Versuchung widerstehen, ihre 
jetzt schon viel zu starren Tarifrege­
lungen um die Vielzahl von mögli­
chen Arbeitszeit- und dazu passen­
den Entgeltregelungen zu erweitern 
und die Entwicklung damit vorweg 
zu kanalisieren. Sie sollten sich auf 
allgemeine Regelungen etwa der 
durchschnittlichen Lohnhöhe, der 
durchschnittlichen Arbeitszeit und 
eventuell noch der zulässigen Band­
breite beschränken, damit die für alle 
am besten passenden Vereinbarun­
gen über den Markt zustande kom­
men können. 

Mehr Flexibilität in diesem Sinne be­
deutet also keineswegs die Einfüh­
rung des Freistils am Arbeitsmarkt 
oder jeden Ausschluß kollektivver­
traglicher Bindung des individuellen 
Arbeitnehmers und Arbeitgebers. 
Sie wäre mit einer freien Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung so wenig 
zu vereinbaren wie der verordnete 
totale Ausschluß jeglicher Flexibi­
lität. 
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Fazit 

• Flexibilisierung als Befreiung 
von den starren Regeln der Ar­
beitszeit ist aus individuellen, 
betrieblichen und volkswirt­
schaftlichen Gründen geboten. 
In der Bundesrepublik besteht 
darin erheblicher Nachholbe­
darf. 

• Arbeitszeitverkürzungen lassen 
sich nur noch bei Entkoppelung 
von betrieblicher und individu­
eller Arbeitszeit und bei weitge­
hender Flexibilisierung ver­
kraften. 

• Auch die Verbesserung der Be­
schäftigungssituation und die 
Chancen zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze setzen Flexibilität 
voraus. 

• Flexibilisierung muß beim 
Wort genommen werden, 
wenn sie ihre Wirkung entfal­
ten soll. Eine in allen Einzelhei­
ten tarifvertraglich geregelte 
Flexibilität wird weder den 
Wünschen der Arbeitenden 
noch den Bedürfnissen der Be­
triebe gerecht. 

Ausblick 

Flexibilität ist nicht nur die sozialver­
träglichste Methode, Maschinen und 
Anlagen im allseitigen Interesse bes­
ser zu nutzen. Ihre Dimension geht 
über diesen Aspekt der Arbeitszeit­
verkürzung weit hinaus. 

Flexibilität ist eine der Voraussetzun­
gen für die Beherrschbarkeit der 
Wandlungsprozesse, die durch tech­
nische Evolution und demographi­
sche Entwicklung auf unser „System 
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Arbeit" zukommen. Arbeitszeit, Ar­
beitsplatz und Arbeitsablauf, heute 
von den Tarifparteien noch weitge­
hend an den tradierten Vorstellun­
gen vom „Normalarbeiter" festge­
macht, werden zunehmend zum Ge­
genstand der Innovation. Schon die 
Erfordernisse der vor der Tür stehen­
den Computer-integrierten Fabrika­
tion (CIM) machen deutlich, daß es 
mit quantitativer Flexibilisierung 
allein nicht getan ist. Unausweich­
lich kommt es dann auf technische, 
organisatorische, räumliche und 
qualitative Flexibilität an. Job sha­
ring und job rotation gehören 
ebenso in diesen Zusammenhang 
wie Weiterbildung und Qualifizie­
rung am Arbeitsplatz oder die Schaf­
fung kleinerer Arbeitseinheiten. 

Im übrigen wird uns die Bevölke­
rungsentwicklung, die schon ab 1995 
wieder zu einem Mangel an Arbeits­
kräften führt, dazu zwingen, mit Hilfe 
flexibler Arbeitsgestaltung Arbeits­
plätze insbesondere für Frauen at­
traktiv zu machen. Die modernen In­
formations- und Bildschirmtechni­
ken werden das ermöglichen. 

Schließlich werden sowohl die 
Lohn-, Einkommens- und Beteili­
gungsformen als auch das System 
betrieblicher, tariflicher und gesetzli-i 
eher Sozialleistungen flexibler ge­
staltet werden müssen. 

Flexibilität kennzeichnet immer wei­
tere Teile unserer Lebensführung bis 
hinein in das Konsum- und Freizeit­
verhalten. Sie auf die Arbeitswelt zu 
übertragen, erfordert derzeit noch 
einen Wechsel der Einstellung von 
allen am Wirtschaftsleben Beteilig­
ten. Je eher er sich einstellt, desto 
größer ist die Chance, daß wir als 
Industrienation, die von Produktion 
und Verkauf ihrer Güter und Dienst­
leistungen lebt, unsere Errungen­
schaften nicht wieder einbüßen 
müssen. 
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